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Hintergründe der Zonenflucht

Vertriebenenministerium untersucht die Gründe des Fiüditlingsstroms
Berlin (Eigenbericht). D ie  Bevölkerungskreise vor allem, die 

ln  der W irtschaft oder im  kulturellen Beben verantwortungs
vo ll tä tig  gewesen seien, hätten sich je tz t zum Verlassen der 
Sowjetzone veranlaßt gesehen. Dies stellte das Bonner Ver
trieb enenministerium in  einer Untersuchung fest. So habe 
auch im  August die Zahl der geflüchteten Angehörigen der 
noch selbständigen Gewerbetreibenden und des Handwerks 
zugenommen. Seit dem V . Parte itag  der SED und m it der 
Aufhebung der Eebensmittelrationlerung sei der selbständige 
M ittelstand durch Benachteiligung in  der W arenbelieferung, 
durch w illkürliche Preisherabsetzung und steuerliche M ehr
belastung an den Band des Ruins gebracht worden.

D ie  verstärkte Fluchtbewe
gung der W issenschaftler, L eh 
rer, Ä rzte und Ingenieure er
kläre sich aus der Aufhebung 
gew isser „P r iv ileg ien “ , die die
ser Personenkreis nach den Fest
stellungen des Vertriebenen- 
ministeriums bis vor kurzem 
noch gehabt habe. Jetzt sei die 
unbehinderte Zulassung der K in 
der dieser Fam ilien  zum Ober
schul- und Hochschulbesuch 
und die Erleichterungen bei 
Reisegenehmigungen w eggefa l
len. Auch machten Ä rzte Ge
wissenskonflikte fü r ihre Flucht 
geltend., w e il sie gezwungen 
würden, bei der Verschreibung

hochwertiger und teurer M edi
kamente nunmehr auch die poli
tische Haltung des Patienten zu 
berücksichtigen. Desgleichen 
hätten die 2393 Lehrer, die vom  
Januar bis August aus der so
genannten D D R  geflüchtet wä
ren, sich fast ausnahmslos auf 
den politischen. Zwang berufen, 
der immer mehr auf sie ausge
übt würde. Der Unterricht 
dürfe nur noch auf der Grund
lage der materialistischen W e lt
anschauung erteilt, der Atheis
mus müsse gefördert und die 
Jugendweihe, verbunden mit 
dem Kirchenaustritt, propagiert 
werden.

Gesamtdeutsches M in isterium  stellt r ich tig
In  einem Rundfunkkommentar 

setzte sich ein Sprecher des M i
nisteriums fü r Gesamtdeutsche 
F ragen  m it der SED-Propagan- 
da der letzten Tage ausein
ander. Diese Propaganda habe 
zum Ziel, die ungeheure B la 
mage zu verdecken, die der 
ständige Flüchtlingsstrom  aus 
Mitteldeutschland dem Ansehen 
des SED-Regimes in der gesam
ten W e lt zugefügt habe. Dabei 
bediene sich die SED entstellen
der Behauptungen, zum Bei
spiel der M itteilung, daß von 
1955 bis 1957 224 000 Deutsche 
aus der Bundesrepublik in  die 
Sowjetzone „geflüchtet“  seien. 
D iese Zahl sei falsch. Es han
dele sich um 148 000 Menschen,

die nicht geflüchtet, sondern 
ganz normal umgezogen wären, 
von denen aber vie le Tausende 
bereits w ieder in die Bundes
republik zurückgekehrt wären.

M it einer weiteren Falschmel
dung, daß angeblich am 1. Sep
tember der Reiseverkehr von 
Westdeutschland nach der Zone 
durch Personal- und Gepäck
kontrollen erschwert werde, 
solle offenbar Verw irrung in die 
mitteldeutsche Bevölkerung ge
tragen. werden. Tatsächlich sei 
der Reiseverkehr in keiner 
W eise beschränkt, „da w ir  uns 
über jeden westdeutschen Be
wohner freuen, der ungehindert 
Verwandte und Bekannte in M it
teldeutschland besuchen kann“.

Auch die Veröffentlichung gan
zer Namenlisten von angeblich 
beim  Betreten der Bundesrepu
b lik  Verhafteten sei unrichtig. 
A llerdings würden Personen, 
„d ie m it Sicherheit ihre Fahr
karte nicht selbst bezahlt ha
ben, sondern im  Aufträge der 
SED oder des FD G B politische 
Missionen in der Bundesrepu
b lik  durchführen sollten“ , genau 
überprüft.

Note als Ablenkung
Bonn (Eigenbericht). A ls „A b 

lenkungsmanöver“ bezeichnete 
ein Sprecher des gesamtdeut
schen Ministeriums die N ote der 
Sowjetzonenregierung, in der 
Verhandlungen über einen deut
schen Friedensvertrag vo rge
schlagen worden sind. E in F r ie 
densvertrag könne nur m it einer 
aus freien, gesamtdeutschen 
Wahlen hervorgegangenen R e
gierung abgeschlossen werden.

Es w erde kaum, möglich sein, 
sagte der Sprecher, in  der von 
Ostberlin vorgeschlagenen ge
samtdeutschen Kommission 
einen gemeinsamen Standpunkt 
zu finden. Andere innerdeutsche 
F ragen  könnten bei gutem W il
len. auch ohne die Kommission 
gelöst werden. V or allem  der 
Reiseverkehr könnte durch ein
se itige Anordnung der Ostber
liner Regierung normalisiert 
werden, w eil die Bundesregie
rung längst a lle Beschränkun
gen aufgehoben habe.

SPD: Hintergrund prüfen
E in  Sprecher des SPD -Vor

standes w ies darauf hin, daß in 
der N ote seit langer Zeit zum 
erstenmal w ieder die v ier 
Mächte im Zusammenhang m it 
der deutschen F rage  erwähnt 
werden. Es sei Aufgabe der 
Bundesregierung, auf diploma
tischem W ege zu klären, ob es 
sich um einen neuen Schritt auf 
Ersuchen Moskaus handelt.
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Was jetzt 
vordringlich wird
K . W. B. W er  uns vor zehn 

Jahren gesagt hätte, daß in den 
Septembertagen von 1958 Berlin  
als die Schleuse zur Freiheit 
w ieder in a ller W e lt Aufm erk
samkeit beanspruchen würde, 
dem hätten w ir  Wohl ungläubig 
zugehört. Zehn Jahre seit je 
nem 6. September 1948, an dem 
m it sichtbarer und demonstrati
ver H ilfe  der Sowjets das fre i 
gewählte Gesamtberliner Pa rla 
ment aus dem Stadthaus in  der 
Parochialstraße gewaltsam  ver
trieben wurde —  und zehn 
Jahre auch seit jenem  heiß
glühenden 9. September 1948, an 
dem 300 000 Berliner am Bran
denburger T o r  sich demonstrativ 
zur F reihe it bekannten — , zehn 
Jahre danach fordern w ir  w ieder 
die Völker der W e lt auf, sich 
diejenigen anzuschauen, die in 
diesen Tagen  und W ochen den 
heimlichen und gefährlichen W eg  
in  die Freiheit durch Berlin  
und seine Flüchtlingslager ge
hen. V or zehn Jahren spalteten 
die sowjetisch gelenkten Kom 
munisten die Stadt, w eil sie die 
fre ien  W ahlen fü r Berlin nicht 
haben wollten.

Nach einem Jahrzehnt solcher 
Po litik , die die fre ien  Wahlen, 
das Selbstbestimmungsrecht der 
Menschen und die fre ie  Ent
scheidung des Gewissens immer 
mehr einengte, stehen w ir jetzt 
vor einer entscheidenden E in
sicht: D ie gewaltsame staatliche 
Trennung hat trotz der langen 
Jahre der Gewöhnung das V er
langen nach dem Leben  in  F re i
heit nicht erdrosselt. D ie Flucht
bewegung unserer Tage hat zu 
den vie len  Erfahrungen dieses 
Jahrzehnts einen wesentlichen 
neuen Zug gefügt. Auch die 
scheinbare m aterielle Sicherung 
und die kleinen wirtschaftlichen 
Aufbesserungen in der Zone ha
ben nicht zu einem Frieden 
ihrer Menschen m it dem System 
geführt. In  der K ette  der drei 
M illionen Menschen, die in die
sen Jahren den dornenvollen 
W eg  der Flucht gegangen sind, 
m ögen auch Zehntausende sein, 
die auf unserer Seite lediglich 
das „bessere Leben“  suchten. 
Nun aber sollte man endlich 
zur Grundlage politischen Nach
denkens und politischer Ent

scheidungen die Tatsache neh
men, daß heute gerade in  den 
Flüchtlingslagern viele Men
schen aus den Berufen zu fin
den sind, denen das Regim e 
m ateriell Wohltat.

D ie Sowjets haben in den er
sten Nachkriegsjahren zunächst 
eine Zuneigung der deutschen 
Bevölkerung auf demokrati
schem W ege fü r sich erhofft. 
A ls sie sehr bald spüren muß
ten, daß nach 1948 der zw eite 
Versuch, Deutschland zu sow je- 
tisieren, m it dem Stimmzettel 
nicht m öglich war, glaubten sie, 
m it ihren Machtmitteln die So- 
w jetisierung erzwingen zu müs
sen. Sie hatten dabei E rw ar
tungen auf eine allmähliche E in
sicht derer gesetzt, die ihren 
Methoden ausgeliefert waren* 
M it der Berliner Blockade ve r
suchten sie die ständige Tren 
nungslinie zwischen der Gewalt 
und der Demokratie zu erzwin
gen. A ls sie im Zusammenprall 
m it ihren ehemaligen Verbün
deten hier 1949 schließlich einen 
Schritt zurückwichen, unterlie
ßen sie es, die Erfahrung dieser 
Stunden auch auf die Zone an- 
zuwenaen, a ie sie besetzt h iel
ten. D er Ausbau der sowjetisch 
besetzten Zone zum undemokra
tischen Modell eines sowjetischen 
Satellitenstaates hat der So
w jetunion den geschichtlichen 
R u f eingebracht, die größte 
Fluchtbewegung der neuen Ge
schichte verschuldet zu haben. 
Ih re  SED-Organe zogen aus die
ser Bewegung der Menschen 
nicht die Folgerung, diese Men
schen durch fre ie  W illensent
scheidung an ihren Lebens- und 
W ohnort zu binden; durch das 
sogenannte Paßgesetz errichte
ten sie statt dessen m it Ge
fängnis- und Zuchthausstrafen 
m itten im  Volke eine Sperr
mauer von unübersteigbarer 
Höhe. W enn nun trotzdem und 
nach der Aufhebung der R atio
nierung, aber auch nach der 
Verpflichtung zum kommunisti
schen Leben in Staat, Schule und 
Elternhaus in der letzen Woche 
der Strom der Flüchtlinge w ie
der mächtig zu uns herüber
quillt, w ird  nunmehr ein neues 
K ap itel einer zehnjährigen L e i
densgeschichte aufgeschlagen. 
D ie Menschen, die jetzt kom
men, entfliehen nicht Unzuläng
lichkeiten und sozialen und 
wirtschaftlichen Nöten, sondern 
sie fliehen, zehn Jahre nach

allem Zusehen und vielleicht 
auch Mitmachen die Sowjetesie- 
rung des Staates.

*

Das geschieht, obwohl in 
Deutschland und gew iß auch 
anderswo in  der W e lt gegen
über dem ew igen Gleichmaß an 
Sorge und Not, das das Problem  
der deutschen Teilung schafft, 
Gleichmütigkeit P la tz  gegriffen 
hat. Obwohl sogar manch wohl
gem einter Rat von hier nach 
drüben geht, sie sollten aushar
ren, w o  und w ie immer es ginge, 
lassen sie hinter sich, was W ert, 
Besitz und Erinnerung sein mag. 
Das alles heißt nichts anderes, 
als das, w ie  lässig oder leiden
schaftlich immer auch auf unse
re r  Seite an der W iederkehr der 
Menschen zu uns gearbeitet 
werden mag, die Menschen in 
der Zone selbst sich leiden
schaftlich und m it dem Einsatz 
ihrer ganzen Existenz gegen 
die Sow jetisierung ihrer und 
unserer W e lt  wehren.

*

D en Sowjets müßte dies nun 
als politische Erkenntnis er
scheinen. Man müßte sie ihnen 
auf politisch - diplomatischen 
W egen  und über a lle M öglich
keiten, die unsere Sprache und 
unsere politischen Methoden zur 
Verfügung haben, darbieten. 
„Macht dem grausamen Spiel 
e in  Ende“ , hat Ernst Lem m er 
den Sowjets zugerufen. Der 
Bundesminister fü r Gesamt
deutsche F ragen  hat damit die 
richtige Adresse angesprochen. 
Es m ag tröstlich sein, sich vor
zustellen, daß eine Ablösung des 
SED-Vogts W alter U lbricht eine 
Besserung in den Lebensver
hältnissen unserer Landsleute 
in der Zone bringen könnte. D ie 
Geschichte dieses mehr als zehn 
Jahre dauernden Kam pfes um 
die F reihe it aber beweist, daß 
es m it den M ilderungen und Än
derungen des Kurses, m it1 w irt
schaftlichen Aufbesserungen und 
gew issen Ventilen, die der oder 
jener kommunistische Revis io
nist bringen könnte, nicht ge
tan ist. V or dem System, das 
das System des K rem l ist, flie
hen unsere Landsleute. Man 
müßte meinen, daß zehn oder 
zw ö lf Jahre so gründlich feh l
geschlagener Versuche, eine 
20 - M illionen - Bevölkerung von 
ihrem Selbstbestimmungsrecht 
zu trennen, die In itiatoren die
ser riesigen Unterdrückungs
aktion zur Besinnung bringen.



B T . B er lin .' Heinrich. Hau, 
Pankows M inister fü r den So
wjetzonenhandel, hat von L e ip 
z ig  aus, w o er die Herbstmesse 
eröffnete, gedroht, W estberlin  
von der Versorgung aus der 
Bundesrepublik abzuschneiden. 
In  einem Interview  hat er die 
Bundesregierung beschuldigt, 
sie diskrim iniere den innerdeut
schen Handel und suche ihn 
einzuengen. Besonders be
schwerte sich Rau über die an
gebliche Beschränkung der Zo
nenlieferungen nach W est
deutschland.

Bereits Ende August hatte 
Rau in  einem Schreiben an den 
Ausschuß zur Förderung des 
deutschen Handels K lage  dar
über geführt, daß die Bundes
republik die Erteilung von W a 
renbegleitscheinen fü r L ieferun
gen aus Westdeutschland in  die 
Zone eingestellt und eine A rt  
„W artezim m er“ errichtet habe. 
Inzwischen ist die von Pankow  
geforderte restliche Ausschrei
bung von Stahllieferungen in  
H öhe von 32,4 M illionen Ver
rechnungseinheiten (VE ) erfo lgt. 
Auch das „W artezim m er“ fü r 
Lieferungen aus dem Unter
konto 6 (verschiedene indu
strielle Erzeugnisse) ist in zw i
schen aufgehoben worden. Das 
Bundeswirtschaftsministerium 

erteilt w ieder laufend. Genehmi
gungen fü r Warenbegleitscheine.

Aber alles Donnergrollen von ' 
H errn  Rau ändert nichts an der 
Tatsache, daß die Zone ein er
hebliches Debet-Saldo hat. A u f 
dem Unterkonto 6 entstand 
schon Ende 1957 ein westdeut
sches Güthaben von 60 M illionen 
VE. Den Vorschlag der Bundes
regierung, diese Schulden durch 
Devisenzahlungen abzutragen, 
lehnt Pankow  ab. Es mag sein, 
daß die Devisendecke der So
w jetzone zu knapp ist, die 
ständigen Westmark-Einnahmen 
z. B. aus dem Straßen- und 
W asserzoll verwendet man an
scheinend lieber zu kommunisti
schen Propagandazwecken in 
Westdeutschland.
. Im  übrigen bewegt sich der 

Interzonenhandel in normalen 
Bahnen. D ie L ieferungen in die 
Zone haben in diesem Jahr so
gar bereits um 150 Millionen 
V E  zugenommen. D ie Drohun
gen Raus sind also in  jeder 
W eise unbegründet. Während er

sie in früheren Jahren in seiner 
offiziellen  Eröffnungsansprache 
zur Le ip ziger Messe anbrachte, 
hat er diesmal die ihm offen
sichtlich dramatischer erschei
nende Form  eines In terviews 
gewählt, um in Bonn und in 
W estberlin  einen Schock auszu
lösen. D ie ersten offiziellen 
Stellungnahmen lassen bereits 
erkennen, daß der Pankower 
M in ister die von ihm erhoffte 
W irkung nicht erzielt hat. 
Westberliner Stellungnahme

Der Regierende Bürgermeister 
Brandt stellte fest, B erlin  
w erde sich durch „jeder Grund
lage entbehrende Drohungen“ 
in  seiner politischen Haltung 
nicht im geringsten beeinflussen 
lassen. D ie  von Rau gegebene 
Darstellung des innerdeutschen 
Plandels und der Versorgung 
Berlins entspreche in  keiner 
W eise den Tatsachen.

In  einer w eiteren Erklärung

A ls der Bundeskanzler im  
September 1955 in  Moskau ver
handelte, w ar eine kleine M in
derheit seiner Begleitung gegen 
die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen; sie reichte immer
h in  von Bundesaußenminister 
von Brentano bis zu dem sozial
demokratischen Vizepräsidenten 
Professor Carlo Schmid. Nach 
Bonn zurückgekehrt, ve rlie f sich 
diese Opposition rasch, wozu in 
erster L in ie  der Umstand bei
trug, daß die Sowjets in ihrer 
kalten Menschenverachtung von 
dem Botschafter-Austausch die 
Freilassung der letzten deut
schen Kriegsgefangenen abhän
g ig  gemacht hatten. D ie H off
nung, daß die Botschafter zu 
einer besseren Verständigung 
beitragen und allmählich den 
W eg  zur Lösung des deutschen 
Kernproblems, der W iederverei
nigung, bereiten könnten, hat 
bisher getrogen. Im  Gegenteil,

teilte W irtschaftssenator Hertz 
m it, die Behauptungen, daß die 
Bundesregierung eine Einschrän
kung der Bezüge im  Interzonen
handel vorgenommen habe oder 
beabsichtige, seien falsch. D ie 
Bundesregierung und W estber
lin  seien an einer Ausweitung 
des Interzonenhandels interes
siert. D ies "würden, fuhr H ertz 
fort, auch die bisherigen E r
gebnisse im  Interzonenhandel 
des Jahres 1958 beweisen. Das 
Volumen des Interzonenhandels 
finde aber seine Grenze an der 
L ie ferfäh igke it m arktgängiger 
W aren der Sowjetzone. Rau ver
kenne die Funktionen der M arkt
w irtschaft, wenn er glaube, die 
L ieferungen  der Zone nach W est
deutschland würden durch die 
Bundesregierung eingeengt. In  
W irklichkeit sei es so, daß die 
Abnehmer sowjetzonaler E r
zeugnisse an diesen nur in ter
essiert seien, wenn sie entspre
chenden Absatz fänden. Im  übri
gen gebe es eine staatliche Len 
kung nur in der Sowjetzone.,

die Sow jetregierung hat das 
Z iel, das sie bei der „N orm ali
sierung“ ihrer Beziehungen zur 
Bundesrepublik im  Auge hatte, 
m it Rücksichtslosigkeit w eiter
ve r fo lg t : sie w ill der W e lt  sug
gerieren, daß es zw ei deutsche 
Staaten gebe, und den Anspruch 
der Bundesrepublik, einziger 
rechtmäßiger Sprecher Deutsch
lands zu sein, erschüttern. 
Durch die Entsendung eines 
Botschafters nach Moskau, wo 
schon seit Jahren ein Bot
schafter der Sowjetzone tätig  
war, hatte die Bundesregierung 
selbst den Sowjets zu einem 
großen Fortschritt in  ihrer 
P o litik  verholfen. W as wurde 
dagegen eingehandelt? Gewiß, 
die Kriegsgefangenen kehrten 
zurück. Aber die sichere An
nahme, daß auch den Z iv il
gefangenen die Freiheit ge- 

Fortsetzung auf Seite 4

W . Bonn. D ie Bilanz der ersten drei Jahre deutsch-sowje
tischer Beziehungen bietet kein freundliches B ild. Seit A de
nauer am 9. September 1955 der Einladung der Sow jetregie
rung nach Moskau ge fo lg t ist, ist auf der Habenseite w enig 
zu verbuchen gewesen, und auf der Sollseite is t das große 
Problem  der deutschen Einheit unverrückbar stehengeblieben. 
D a von Moskau aus gesellen die Abschlußrechnung dieser drei 
Jahr8 nicht v ie l günstiger ausfalien kann, herrscht auf beiden 
Seiten stiller Verdruß, der sich von Zeit zu Zeit in  unfreund
lichen B riefen  und noch unfreundlicheren Reden L u ft  macht.

Die Drohung aus Leipzig



Fortsetzung von Seite 3 

geben werde, erw ies sich bald 
als falsch. Diese zw eite Gruppe 
von Deutschen wurde vom  
K rem l zu einer neuen E r
pressung mißbraucht. Diesmal 
erntete die Sow jetregierung 
den Abschluß eines Handels
vertrages.

A u f dem W ege  zur W ieder
vereinigung sind w ir  in diesen 
drei Jahren nicht vorangekom
men. W enn die Sowjets im 
H erbst 1955 noch ihre M it
verantwortung fü r die deutsche 
Einheit anerkannten, so ist sie 
in letzter Zeit vielfach ver
leugnet worden. Au f jede er
denkliche W eise demonstriert 
die sowjetische Führung, daß 
sie das System von Pankow  als 
M odell eines w iedervereinigten 
Deutschlands ansieht, und es 
w ird  kein Druckmittel gescheut, 
um den kommunistischen Statt
haltern in  Ostberlin zu in ter
nationaler Anerkennung zu ver
helfen.

Über die F rage  nach der 
Schuld an dieser Entwicklung 
wäre vie l zu sagen. Gewiß hat 
sich auch die Bundesregierung 
in  der Anfangszeit m it ihrer 
„P o lit ik  der Nadelstiche“ nicht 
eben glücklich verhalten. Aber 
man darf nicht übersehen, daß 
es die Sowjetunion war, die im 
Herbst 1955 die Beziehungen 
zur Bundesrepublik m it zwei 
Herausforderungen ein leitete: 
m it der Entsendung Sorins, des 
Totengräbers der tschechoslo
wakischen Freiheit, nach Bonn, 
und m it dem zynischen diplo
matischen Rückzug nach der 
Genfer Konferenz. Von diesen 
Belastungen hat sich das 
deutsch-sowjetische Verhältnis 
bisher nicht erholt. D er Krem l 
kann sich nicht darüber be
klagen, daß man in  Bonn seine 
Po litik  m it Erbitterung als 
doppelzüngig bezeichnet. D ie 
Verw eigerung fre ier Wahlen in 
ganz Deutschland ist schließ
lich mehr als irgendein poli
tischer Schachzug. Dem ara
bischen Staatschef Nasser hat 
Chrustschow in  Moskau w ört
lich erk lärt: „W ir  Kommu
nisten halten daran fest, daß 
niemand den Völkern seinen 
W illen  aufzwingen kann. D ie 
Völker selbst können und müs
sen den Lebensweg festsetzen, 
den sie für ihre Länder vor
ziehen.“  Aber den Deutschen 
verw eigert Chrustschow bis

heute, was er den Arabern zu
gesteht.

Soviel man auch darüber 
reden mag — das deutsch- 
sowjetische Verhältnis krankt 
in  erster L in ie  daran, daß 
Moskau dem deutschen Volk  
das Selbstbestimmungsrecht be
streitet. W er geglaubt hatte, 
die sowjetische Po litik  werde 
durch einen Botschafteraus
tausch beeinflußt, sieht sich 
enttäuscht: aber in  W irklich
keit hatten nur wenige diese 
Zuversicht. Hm einen von Natur 
aus expansiven Staat zu einer

grundlegenden Änderung seiner 
Po litik  zu veranlassen, bedarf 
es größerer Ereignisse. V ie l
leicht, ja  hoffentlich ist der 
anhaltende Drang der Men* 
sehen, aus der Zone zu ent
kommen, jetzt ein solches E r
eignis. Und Bonn möchte, an 
diese N ot anknüpfend, die Be
ziehungen m it Moskau zu Be
ziehungen m it den vier Mächten 
verdichten. D ie Verantwortung 
der v ie r  Mächte fü r die W ieder
herstellung der deutschen Ein
heit schließt die Verantwortung 
Moskaus dafür ein.

Moskau erinnert an Bismarck
9,Po litik  gutnachbarlicher Beziehungen  hat sich bew äh rt“

W . Bonn (Eigenbericht). An
läßlich des dritten Jahrestages 
der Moskaureise Bundeskanzler 
Dr. Adenauers erinnert die 
Illustrierte der Sowjetbotschaft 
„D ie Sowjetunion heute“ an die 
gute Zusammenarbeit zwischen 
Rußland und Deutschland zur 
Zeit Bismarcks, Bülows und 
der zwanziger Jahre. Der A r
tikel schlägt die gleichen Töne 
an, die vor mehr als einem 
Jahr in der „Rapallo“ -Offensive 
der sowjetischen Botschaft an
klangen. D ie P o litik  gutnach
barlicher Beziehungen zwischen 
Rußland und Deutschland habe 
sich „geschichtlich gesehen be
währt“ , heißt es. Auch heute

könnte „eine gemeinsame A k 
tion des sowjetischen und des 
deutschen Volkes für Frieden 
und Sicherheit in erheblichem 
Maße zu einer M ilderung der 
internationalen Spannungen bei
tragen“.

Politische K re ise  in  Bonn 
gaben dazu nur einen kurzen 
Komm entar: N ichts könnte
mehr zur M ilderung der inter
nationalen Spannungen und zu 
einer Annäherung zwischen 
Deutschland und der Sow jet
union beitragen als die Beendi
gung der Unterdrückung in der 
deutschen Sowjetzone und die 
W iederverein igung Deutsch
lands in Freiheit.

USA antworten Pankow nicht
Note eine „Unverschäm theit“  —  F re ie  W ah len  erster Schritt

W ashington (ap). D ie USA 
werden die N ote der sow jet
zonalen Regierung an die vier 
Siegermächte, in der Pankow 
die B ildung einer Vier-Mächte- 
Kommission zur Ausarbeitung 
eines gesamtdeutschen F r ie 
densvertrages fordert, nicht be
antworten. Der Pressesekretär 
des amerikanischen Außenmini
steriums, W hite, bezeichnete die 
N ote als eine „Unverschämt
heit“ und w ies darauf hin, daß 
sie von einem Moskauer Mario- 
netten-Regime verfaßt sei, zu 
dem die USA keine Beziehungen 
unterhielten. Bester und tra
gischster Beweis für den nicht- 
repräsentativen Charakter die
ses Regim es sei der ständige 
Flüchtlingsstrom aus der Zone 
in  die Bundesrepublik.

W hite forderte die Sow jet
union erneut auf, fre ie  W aiilen 
in ihrer Zone zuzulassen, um

die B ildung einer gesamtdeut
schen Regierung zu ermög
lichen. Er unterstrich, daß die 
B ildung einer deutschen R eg ie
rung, die das ganze Volk  reprä
sentiere, der unumgängliche 
erste Schritt zur Aushandlung 
eines deutschen Friedensver
trages sei, da nur eine fre i ge
wählte gesamtdeutsche R eg ie 
rung im  Namen des w iederver- 
ein igten deutschen Volkes Maß
nahmen ergreifen  könne, die 
auf seiten der anderen Länder 
Vertrauen erweckten und vom 
deutschen V o lk  selbst als ge
recht und bindend fü r die Zu
kunft betrachtet würden. W h ite 
teilte in diesem Zusammenhang 
mit, daß diese Forderungen 
erst kürzlich von dem amerika
nischen Botschafter in Moskau 
während der Besprechungen 
über die Tagesordnung fü r eine 
G ipfelkonferenz erneuert w or
den seien.



Jetzt Massenhochzeit In den Betrieben
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in der Zone

B. Berlin (Eigenbericht)
Der Bruck auf den Knopf 

genügte, um in Mitteldeutsch
land Zehntausende von A rbei
tern, Angestellten, Studenten 
und Hausfrauen auf die Felder 
zu schicken. Schulen verzöger
ten den Schulbeginn, Universi
täten beginnen später m it den 
Vorlesungen, Pendelbrigaden 
fahren von D orf zu Dorf. D ie 
SED versteht es ausgezeichnet, 
die gesamte Bevölkerung in 
T rab zu halten und vom Nach
denken über die tatsächliche 
Lage  abzulenken.

BERNBURG '
Die „F lurschwatzer“  aufs 

Feld . D ie Angestellten der 
K reisverwaltung mußten ge
meinsam mit volkseigenen Be
trieben Pendelbrigaden bilden 
und Erntearbeiten verrichten. 
Jede Minute muß ausgenutzt 
werden. D ie Mähdrescherbesat
zungen arbeiten 12 Stunden 
und länger, auch nachts darf 
keine Arbeitspause entstehen. 
D er VEA B  Trotha bei Bem - 
burg, ein volkseigener A u f
kauf- und Erfassungsbetrieb 
fü r Getreide, h ielt m itten in 
der Hauptablieferungszeit po li
tische Versammlungen ab, so 
daß lange Schlangen von Fahr
zeugen entstanden, die Getreide 
abliefern wollten.

BALLEN STEDT
„E in  paar W orte  zur W est- 

fiucht“  schrieb der Chefarzt des 
Tbc-Krankenhauses Ballenstedt. 
Darin stellt er fest, w ie  die 
SED-Zeitung „F reiheit“  berich
tet: „Bei uns ist es passiert,
daß Ärzte noch am F reitag
operiert haben, aber schon am 
nächsten T ag  ihre Kranken im. 
Stich ließen und nach dem 
W esten gingen. W arum  geht es 
eigentlich so schwer m it den 
Ärzten. Warum sind gerade sie 
so schwer fü r uns zu gewinnen? 
Das lieg t zum T e il an der Be
rufsausbildung der Ärzte. E in 
richtiger A rzt glaubt überhaupt 
nichts, was er nicht zuvor
untersucht hat. Man. sollte
unseren Ärzten noch mehr Ge
legenheit geben als bisher, und 
man sollte sie auch dazu auf
fordern, daß sie sich von der 
Gesundheit, von der Beschaffen
heit des Sozialismus überzeugen

können.“  Dazu erklärte ein aus 
Ballenstedt geflüchteter A rz t: 
„W ir  Ärzte sehen am besten, 
w ie es um den Sozialismus be
stellt ist. W ir  sprechen m it den 
Arbeitern, w ir  kommen in die 
Wohnungen, und w ir  sehen die 
M isere.“

HALLE
Künftige M ieter als Aufbau

helfer. D er R a t der Stadt H alle 
beschloß, daß beim Wohnungs
neubau künftig  die späteren 
M ieter schon beim  Baubeginn 
erfahren sollen, in  welchem 
Haus sich ihre künftige W oh
nung befindet, damit sie selbst 
dort m it Hand anlegen können.

DEUTZEN / Sachsen
Tanzzirkel im  Braunkohlen

werk. Im  V E B  B K W  Deutzen 
begann ein Tanzzirkel fü r mo
dernen Gesellschaftstanz. D ie 
A rbeit in allen betrieblichen 
Tanzzirkeln der Zone wurde 
von einer Arbeitsgemeinschaft 
der Tanzlehrer beschlossen. 
Nach einem Program m  im  —  
w ie es heißt —  „DDR-M aß- 
stab“ werden in erster L in ie  
Foxtrott, Langsamer W alzer, 
W iener W alzer und Tango ge
lehrt. Dazu kommen zwei mo
derne Tänze, Rumba und Blues. 
Auch alte Tänze, w ie Rhein
länder und Polka, werden nicht 
vergessen. Das Ziel der fo rt
schrittlichen Tanzlehrer der 
Zone ist, das Tanzbild in den 
Sälen zu verbessern.

LEIPZIG
Massenhochzeiten in  Betrie

ben sind vorgesehen. D ie sozia
listischen Hochzeiten sollen 
je tz t jew eils mehrere Paare 
„erfassen“ . Im  Reichsbahnaus- 
besserungswerk „Einheit“  w ur
den bereits zwei Paare zur 
gleichen Zeit getraut. D ie „L e ip 
z iger Volkszeitung“ schreibt 
darüber: „A u fgereg t nahmen
dia v ie r  am Tisch P la tz, hinter 
dem auch der Beauftragte fü r 
das Personenstandswesen, der 
Betriebsleiter und der Pa rte i
sekretär saßen. K la r  und hell 
k lin gt vierm al das „Ja“ durch 
den Raum. Dieses „Ja" ist die 
Bejahung der sozialistischen 
Zukunft. In  einer Nachlese in 
der gleichen Zeitung w ird  der
IS. Deutsche Katholikentag in  
W estberlin  als eine W allfahrt

der Revanche bezeichnet und 
stark verunglim pft.

A ls „Gerüchtemacher“  wurden 
vom R a t des Kreises Personen 
bezeichnet, dia von einem Um
tausch der Personalausweise 
zwecks Unterbindung der B er
lin-Reisen sprechen. An  eine 
Einschränkung des freien  
Reiseverkehrs nach Berlin  sei 
nicht gedacht, denn man könne 
die Hauptstadt der D D R  nicht 
von der D D R  trennen. In  letz
ter Zeit haben vie le Bürger 
Leip zigs ihren Personalausweis 
abgeben müssen und dafür eine 
Personalbescheinigung erhalten 
m it der A u fschrift: „N icht gü l
t ig  fü r Reisen nach Berlin.“  
Das zulässige R-echtsmittel 
gegen diesen Ausweisentzug, 
die Beschwerde beim  R at des 
Kreises und beim  R a t des Be
zirks, blieben ohne E rfo lg .

RADEBERG
Die Fernsehgeräte sind zu 

schlecht. D ie VEB  Rafena 
W erke, vormals Sachsen werk 
Radeberg, beklagen sich über 
die schlechte Qualität der P ro 
duktion. In  der Betriebszeitung 
„D er Bildschirm“ N r. 31 heißt 
es wörtlich : „D ie große Nach
frage nach Fernsehempfängern 
auf dem Binnenmarkt w ird  
auch in  den nächsten Jahren 
trotz der Erweiterung der P ro 
duktion nicht in vollem  U m fang 
befried igt werden können. Es 
ist kein Geheimnis, sondern 
allen unseren Ingenieuren, 
Technikern und Ko llegen  be
kannt, daß unsere Fernseh
empfänger nicht den Ansprü
chen auf dem internationalen 
M arkt genügen, das tr ifft  ins
besondere auf den kapitalisti
schen M arkt zu.“

Tunesien in Arabischer Liga
Tunis (ap). D ie tunesische 

Regierung hat beschlossen, der 
Arabischen L ig a  beizutreten. 
Das tunesische Außenministe
rium  wurde von Staatspräsident 
Bourghiba angewiesen, die nöti
gen Schritte zur Aufnahme des 
Landes in  die L ig a  einzuleiten.- 
Einen gleichartigen Beschluß 
hatte vor einigen Tagen  auch 
Marokko gefaß t,



Erste Sonderflugzeuge aus Berlin gestartet
§EB-Kampagne gegen Lemmer — Wissenschaftler-Flucht hält an

Berlin  (ap/dpa). D ie ersten Sondermaschinen, die zum Abbau 
des Flüchtlingsstaus in  Berlin  eingesetzt werden, sind am 
Wochenende m it jew eils 60 Menschen nach Westdeutschland 
gestartet. B ie  F lüchtlinge werden zunächst in die Auffanglager 
des Bundesgebiets gebracht, wo fü r  einen T e il von ihnen auch 
das Notaufnahmeverfahren nachgeholt w ird . Nach M itteilung 
der Flüchtlingsstellen haben die Bundesländer ihre Aufnahme- 
quoten inzwischen zügig  aus den Lagern  abgerufen und sich 
zum T e il bereit erklärt, eine zusätzliche Anzahl von Flücht
lingen aufzunehmen.

Der Dekan der Landw irt
schaftlichen Fakultät an der 
U niversität Halle, P ro f. Dr. 
W alther I-Ioffmann, ist nach 
einer Meldung des In form a
tionsbüros W est nach W est
berlin  geflüchtet. Ihm  w ar be
reits vor längerer Zeit eine 
Berufung an das Erwin-Baur- 
Institu t fü r Pflanzenzüchtung 
in  W estberlin  angeboten w or
den, doch hatten die zustän
digen Stellen der Zone sein 
Entpflichtungsgesuch abgelehnt. 
In  den letzten Tagen  meldeten 
sich in W estberlin  ferner der 
Dozent fü r Körpererziehung der 
U niversität Greifswald, Dr. 
Dues, der -wissenschaftliche 
M itarbeiter des Pädagogischen 
Zentralinstituts, Franz Schürz, 
und der Redakteur im Verlag 
„Neues Leben“ , H orst Zander.

P a n k o w  w e iß  von  niclits 
D ie kommunistische Presse 

im sowjetisch besetzten Gebiet 
setzt inzwischen ihre Propa
gandakampagne zur Ablenkung 
von der Fluchtbewegung fort. 
Das SED-Zentralorgan „Neues 
Deutschland“ erklärte unter Be
rufung auf Staatssekretär Dr. 
Nahm vom Bundesvertriebenen- 
ministerium, die Republikflucht 
aus der „D D R “ habe nicht zu
genommen, sondern sei im  Ge
genteil zurückgegangen. Diese 
Tatsache zu melden, sei der 
westlichen Presse jedoch vom 
„Am t für psychologische K r ie g 
führung“ untersagt worden, 
dessen Chef, „der vor Mensch
lichkeit triefende H err Lem - 
m er", die Menschen aus ihrer 
Heim at reiße, sich propagan
distisch an ihrem  Schicksal 
w eide und sie nach Gebrauch 
fortw erfe .

Scharfe  E n tgegn u n g  
aus Bonn  

Zu den Vorwürfen der kom
munistischen Presse gegen

Bundesminister Lem m er stellt 
das Bundesministerium fü r Ge
samtdeutsche Fragen  in einer 
Erklärung fest, die Behaup
tung, Lehimer w olle eine 
Flüchtlingspanik hervorrufen, 
sei unwahr. D er M in ister sei 
im  Gegenteil äußerst besorgt 
über die allgemeine Situation 
in Mitteldeutschland, über den 
stärker gewordenen Flücht
lingsstrom nach Berlin sowie 
über den Versuch Pankows, die 
Begegnungen deutscher Men
schen zu verhindern. A lle  M el
dungen über angebliche Un
stimmigkeiten zwischen ihm

Nürnberg/Berlin Cap/dpa). D ie 
Zahl der Arbeitslosen im  Bun
desgebiet und in W estberlin  ist 
im  Monat August erneut zu
rückgegangen und hat ihren 
tiefsten Stand seit der W äh
rungsreform  im  Jahre 1948 er
reicht. Im  Bundesgebiet sank 
die Arbeitslosenziffer um 23 530 
auf 332 809. D ie Arbeitslosen
quote beträgt damit nach M it
teilung der Bundesanstalt für 
A rbeitsverm ittlung und Arbeits
losenversicherung 1,7 Prozent. 
Nach Ansicht der Bundesanstalt 
ist die Arbeitslosenziffer in 
W irklichkeit jedoch noch ge
ringer, da in der Zahl von 
332 609 auch die sogenannten 
Arbeitsplatzwechsler enthalten 
sind, also Personen, die am 
Stichtag ihren Arbeitsplatz 
wechselten.

G leichzeitig m it der V er
m inderung der Arbeitslosen
ziffer hat die Zahl der offenen 
Stellen ihren höchsten Stand 
seit 1948 erreicht. Im  Bundes
gebiet sind zur Zeit 259 339 
Arbeitsplätze unbesetzt, vor 
allem in der Bauwirtschaft, der 
metallverarbeitenden Industrie

und Staatssekretär Dr. Nahm 
seien vö llig  fre i erfunden.

L em m er über B erlin er P resse  
A u f die besondere Bedeutung 

der W estberliner Presse fü r 
die W iederverein igung hat der 
Bundesminister fü r Gesamt
deutsche Fragen, Ernst Lem 
mer, in der Kongreßhalle hin
gewiesen. Lemmer, der vor der 
Jahreshauptversammlung des 
Verbandes Deutscher Buch-, 
Zeitungs- und Zeitschriften- 
Grossisten sprach, betonte 
nachdrücklich, daß die W est
berliner Presse entgegen kom
munistischen Behauptungen von 
keiner Seite irgendeine An
weisung erhalte. Sie stehe m it
ten im  west-östlichen Span
nungsfeld. In  ihrem Inhalt 
spiegele sich die tapfere H a l
tung der Bevölkerung einer 
Stadt w ider, in der sich das 
Schicksal des Kontinents — 
„ohne Überheblichkeit“  —  ent
scheiden werde.

und der Landwirtschaft. Der 
Rückgang der Arbeitslosigkeit 
w ird  auf die jahreszeitlich be
dingte W irtschaftsentwicklung 
sowie auf das allgemeine 
Wachstum der westdeutschen 
W irtschaft zurückgeführt.

D ie  B e rlin e r E rfo lg sb ilan z  
D ie Zahl der Berliner Arbeits

losen ist im  August um 5624 
(8,5 Prozent) auf ihren bisher 
tiefsten Stand m it 60 457 zu
rückgegangen. Sie lag  damit 
um fast 10 Prozent unter dem 
tiefsten Stand des Vorjahres. 
D ie Entlastung des Arbeits
marktes wurde bei den Frauen 
fast ausschließlich durch E in
stellungen im  Bekleidungsge
w erbe hervorgerufen. Bei den 
Männern w ar der Rückgang 
der Arbeitslosigkeit au f 24 759 
Personen u. a. auf den Be
schäftigungszuwachs im  Bau
gewerbe zurückzuführen.

Neuer Tiefsland der Arbeitslosigkeit
M eh r offene Stellen —  G ünstige Entw ick lung in  B erlin



Heuss baut ein Haus
Er will noch ein paar Jahre Ruhe und Bücher schreiben
W . Bonn (Eigenbericht). W ie  

man auch sonstwo auf der W e lt 
sein Leben einrichtet —  fü r 
den echten Schwaben sind über 
K r ie g  und Wirtschaftswunder 
hinweg die alten Stationen 
seines Lebensweges verbindlich 
geblieben, die er m it dem un
widerstehlichen Charme seiner 
Nüchternheit bezeichnet als: 
„Schaffe, Häusle baue, K inder 
kriege, verrecke.“ Eei dem 
einen kommt das „K in der 
kriege“ vor dem „Häusle baue“ , 
aber in der Ordnung, die der 
liebe Gott eigens fü r seine 
Schwaben geschaffen hat, darf 
das Häusle jedenfalls nicht 
fehlen.

Auch unser Bundespräsident 
Theodor Heuss unterw irft sich 
diesem löblichen Regim ent. In  
Stuttgart, hoch' am Hang über 
der Stadt, am Feuerbacher 
W eg, so w ird  berichtet, hat 
dieser Tage der Richtkranz 
über einem Häusle von sechs 
Zimmern geschwankt, aus des
sen leeren Fensterhöhlen man 
jetzt schon einen B lick über 
die Stadt w erfen kann. Übers 
Jahr, wenn seine zw eite Amts- 
periode abläuft, w ill Professor 
Heuss dort Einzug halten: ein 
echter Schwabe, der den Lohn 
seines kleinen Bausparvertrags 
am Lebensabend genießen w ill.

In  Bonn ziehen die Auguren

Käufliche Parlamentssitze
Salisbury (Eigenmeldung). 17 

Abgeordneten des Bundesparla
ments der Föderation der ehe
m aligen britischen Kolonien 
Rhodesien und Njassaland ist es 
gelungen, ihre Parlamentssitze 
auf Lebenszeit zu erwerben. D ie 
Parlam entarier stellten fest, daß 
es bedrückend fü r sie ist, den 
einmal angestammten Sitz w ie
der aufzugeben. Noch vor der 

. bevorstehenden Neuwahl hat 
deshalb das Parlament eine R e 
gelung beschlossen, die es. je 
dem Parlam entarier ermöglicht, 
fü r eine Summe von nur 20 
Pfund (rund 250 DM ) seinen 
Parlam entssitz auf Lebenszeit 
zu behalten. Der Sitz m it dem 
dazugehörigen Schreibpult w ird  
fre i Plaus gelie fert. Unter den 
17 Abgeordneten, die von die
sem Angebot Gebrauch machten, 
befand sich auch der P rem ier
m inister Sir R o y  W elensky.

eiha krause Stirn. Bedeutet 
das, so fragen sie, daß Theodor 
Heuss am Ende seiner zweiten 
Amtsperiode unter allen Um
ständen auf hören w ill?  W ill er 
nichts von einer dritten Am ts
zeit wissen, von der man seit 
ein igen Monaten in Bonn mun
ke lt?  Heuss selbst hat sich bis
her in  ein Schweigen gehüllt, 
das ihm ein Jahr vor dem A b 
lauf seiner Amtszeit wohl an
steht.

W as sollte er auch sagen? 
Nur, wenn die Po litik er a ller 
Schattierungen ihn bäfen, das 
höchste Am t der Bundesrepu-

London (dpa). M it großer 
Entrüstung reagierten der Chef
m inister von Jamaika, Manley, 
und der stellvertretende M i
nisterpräsident der W estindi
schen Föderation, Dr. Lacor- 
biniere, auf die Aufforderung 
eines Polizisten, nicht in den 
Straßen des Londoner W ohn
viertels Paddington „herumzu
lungern“ , w o vie le  Farb ige 
wohnen. D ie M in ister wollten 
sich an Ort und Stelle über die 
H intergründe der Zusammen
stöße zwischen W eißen und 
Schwarzen in England unter
richten. Anschließend führten 
sie Besprechungen m it Innen
m inister Butler.

D ie  beiden M in ister waren 
m it v ier Einwanderern aus 
Jamaikas an einer Ecke stehen 
geblieben. Ein „B obby“ forderte

b lik  noch einmal für fünf Jahre 
zu übernehmen, könnte er sich 
dazu äußern. Das ist bisher 
nicht geschehen. Und wenn es 
geschähe —  ob den braven 
Schwaben dann nicht doch sein 
Häusle in Stuttgart hoch am 
Hang mehr lockte als die etwas 
kühle Pracht seiner V illa  Ham 
merschmidt zu Bonn am Rhein? 
Mehr als einmal hat er seinen 
Freunden gesagt, er wünsche 
sich noch ein paar Jahre Ruhe, 
um unbelastet von offiziellen  
Pflichten Bücher zu schreiben. 
Man könnte ihm Zutrauen, daß 
er den Po litik ern  m it schwä
bischer H erzhaftigkeit die 
F rage  entgegenhielte, ob er 
denn unbedingt in  Am t und 
W ürden „verrecke“ müsse.

sie zum W eitergehen auf und 
w ar der Ansicht, daß „Herum 
lungern“  an Straßenecken auch 
fü r M in ister eines Common
wealth-Landes verboten sei.

Bulganin siörzSs tiefer
Moskau (ap/dpa). Der ehe

m alige sowjetische M in ister
präsident Bulganin ist auf Be
schluß des Zentralkomitees der 
K P dS U  nun auch aus dem 
Präsidium  des Z K  entfernt 
worden. Damit hat Bulganin, 
der im  März dieses Jahres als 
Regierungschef von Chrus- 
tschow abgelöst wurde, seine 
letzte leitende Position  in  R e
gierung und Pa rte i verloren. 
E r ist gegenw ärtig  einer der 
105 Vorsitzenden der natio
nalen W irtschaftsräte.

Kernwaffen-Versuche beendet
Gefahrenzone aufgehoben — USA-Serie erfolgreich

W ashington (ap/dpa). D ie 
U SA haben ihre diesjährige 
Kernwaffenversuchsserie im  
Pazifik  beendet. W ie  die ameri
kanische Atomenergiekommis
sion m itteilte, sind die Versuche 
erfolgreich verlaufen. D ie Ge
fahrenzone im  Bereich des Eni- 
w etok-A to lls ist aufgehoben 
worden. D ie amerikanische V er
suchsreihe im  Pazifik  hatte A n 
fang A pril begonnen, über die 
Zahl der erprobten Kernwaffen 
sind bisher keine Angaben ve r
öffentlicht worden. V or der von 
Präsident Eisenhower fü r den 
SU Oktober festgelegten  vor-

läufigen Aussetzung der ameri
kanischen Kernwaffenversuche 
werden die U SA jedoch noch, 
zehn kleinere Atomexplosionen^ 
ein ige davon unterirdisch, in  
der W üste von Nevada aus-, 
lösen. A u f amerikanischen V or
schlag sollen nach dem 31. Ok-i 
tober sofort Verhandlungen m it 
anderen Nationen, die im  Be
sitz von Kernwaffen sind, über 
eine endgültige Einstellung 
aller Kernwaffenversuche be
ginnen. Sowohl die Sowjetunion 
als auch Großbritannien haben 
diesem Vorschlag zugestimmt*

Zwischenfall mit farbigen Ministern
Siebenbleiben an der Straßenecke ist verboten



BILDER DER WOCHE. Oben: „Orsini“  siegt im Oslo-Cup. Der Eiienhofer gewann 
unter dem britischen Jockey Lester Piggot in neuer Balmrekordzeit den 60 000-DM- 
Preis. Ganz links Baron Heinrich Thyssen mit seiner Gattin und dem Trainer A. von 
Borcke. — Unten: Aui Urlaub befindet sich Präsident Eisenhower (links) zur Zeit in 
Newport. Unser Bild zeigt ihn beim Angeln — einen Tag vor seiner Eemost-Konferenz

mit Dulles,


